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Die Verfaſſung. 
Wochenblatt für das Voll. 
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1866. — 3. Juhrgang. 


Mit dem 1. April d. J. beginnt ein neues Abonnement auf die „Verfaſſung.“ Die Redaktion 
hofft, von ihren bisherigen Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß ſie nach beſten Kräften beſtrebt 
eweſen iſt, das Ziel, welches ſie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, im Auge zu 
ehalten. Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümlicher und leicht faß⸗ 
licher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne der entſchieden liberalen 
Partei beſprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerſtag Abend zur Poſt 
gegeben, ſo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonnabend 
bend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte, trotz unſeres Bemühens, 
in keiner Weiſe gegen eine geſetzliche Beſtimm ung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlag⸗ 
nahme unſeres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, ſo werden, davon 
ſind wir überzeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns 
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten unſere bisherigen Leſer ſo wie unſeren 
neuen Freunde, das Abonnement für das neue Quartal möglichft bald bei den Poſtanſtalten 
anzumelden, da nur in dieſem Falle die ununterbrochene Lieferung des Blattes geſichert iſt 
und bei ſpäteren ee die vollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Nummern micht 
verſprochen werden kann. m Hinblick auf die in dieſem Jahre bevorſtehenden Wahlen hoffen wir, 


daß unſere Freunde für eine recht rege Verbreitung unſeres Blattes ſorgen werden. 
Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poſtanſtalten 4% 
Sgr. bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7% Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenſtr. 27. 
4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Inſerate, welche 
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die geſpaltene 


Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholun 


) wird ein angemeſſener Rabatt bewilligt. 
Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zust 


ellung unſeres Blattes u führe wir, 
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bei dem betreffenden Spediteur oder der een Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen, da 


von hier aus unſer Blatt regelmäßig verſandt wird. 


Die angeblichen guten Freunde der Miniſter. 


Es beſteht, wie ſchon fo manchmal hervorgehoben ift, 
ein ſehr erkennbarer Unterſchied zwiſchen den Miniſtern 
und der reaktionären Partei, aber es iſt ſehr ſchlimm, 
daß die Miniſter keinen einzigen Freund im Lande haben, 
als nur dieſe ſo kleine und doch ſo gefährliche Partei. 
Die Miniſter behandeln die Verfaſſung und die 
Geſetze des Landes in einer Weiſe, die wir für unrichtig 
und für ſchädlich halten. Sie wiſſen auch, daß der bei 
weitem größte Theil aller Wähler des Landes ganz der⸗ 
ſelben Meinung ift. Dennoch bleiben fie bei ihrer Anſicht, 
aber das Volk, fo meinen fie, ſolle nicht bei ſeiner 
Anſicht bleiben. Durch die Amtsblätter laſſen ſie 
uns jagen: „Das Land ſelbſt wird nun in den noch im 


Laufe dieſes Jahres bevorſtehenden Wahlen dafür zu ſor⸗ 
gen haben, daß die künftige Landesvertretung im wirk⸗ 
lichen Sinne und Geiſt der Verfaſſung die Hand dazu 
biete, in Gemeinſchaft mit der Regierung das wahre Wohl 
des Landes zu fördern.“ Aber das Land weiß allein, 
„wofür es zu forgen hat“; darnach wird es nicht 
erſt noch die Amtsblätter fragen. Auch ſind die Männer 
des Landes nicht ſolche Kinder, um über den „wirklichen 
Sinn und Geiſt der Verfaſſung“ ſich gute Lehren 
aus den Amtsblättern zu holen. Und dann ſollte die 
Regierung wohl wiſſen, aus welchem Grunde das preu⸗ 
biſche Volk ſo lange das Wahlrecht verlangt hat, bis es 
ihm im Jahre 1848 gegeben werden mußte. Es ver⸗ 
langte darnach, weil es nach Berlin Abgeordnete ſchicken 
wollte, die ſeine Meinung, die die Ueberzeugung des 


Volkes von dem, was dem Lande Noth thut, bei der 
Regierung zur Geltung bringen ſollten. Abgeordnete, 
die nicht auf uns hören, brauchen wir gar nicht. Da⸗ 
gegen gebrauchen wir Miniſter, die auf unſere Abgeord⸗ 
neten hören. Denn die Stimme der Abgeordneten iſt 
die Stimme des Landes, und dem Lande, das unſer 
Aller Vater und Mutter iſt, ſollen alle Bürger des 
Staates gehorchen, welche Stellung ſie auch einnehmen. Ab⸗ 
eordnete, die erſt von der Regierung ſich ſagen laſſen, was 
für das Land gut iſt, und welche Geſetze und wie viel Geld 
ſie den Miniſtern bewilligen ſollen, ſolche Abgeordnete 
braucht das Land nicht und will es auch nicht haben. 
Wie die Miniſter von den Abgeordneten denken, 
das brauchen wir auch nicht erſt aus den Amtsblättern 
zu lernen, das haben wir leider ſchon Jahre lang mit 
unſeren eigenen Augen geſehen. Und wenn wir aus 
dem Vergangenen auf das Zukünftige ſchließen dürfen, 
ſo werden die Miniſter, wenn wir wiederum Abgeordnete 
nach unſerem Sinne wählen, d. h. Abgeordnete, die 
„Sinn und Geiſt der Verfaſſung“ ſo verſtehen, wie wir 
ihn verſtehen, wieder ſo handeln, wie ſie bisher gehandelt 
haben. Wie lange ihnen das gelingen wird, das iſt eine 
andere Frage, denn die Miniſter find Menſchen, und Menſchen 
1 vergänglich, aber der preußiſche Staat und das preußiſche 
olk als Ganzes iſt unvergänglich, und deßhalb wird 
das Volk ſeine Anſicht zur Geltung bringen auf den⸗ 
jenigen Wegen, die durch die Ban und 
die Geſetze dieſes Landes ihm gebahnt find. 


Dabei müſſen wir aber doch die Miniſter loben, daß 
ſie dieſe friedlichen Wege nicht abſchneiden wellen, denn 
die kleine Partei, welche ſich für die Stütze des Mini⸗ 
ſteriums ausgiebt, will gar keine Wahlen mehr, am 
wenigſten nach dem Perf nge en Wahlgeſetze, zu 
Stande kommen laſſen. Manche von ihnen fordern 
geradezu, daß Verfaſſung und Geſetz in Preußen gar 
nichts mehr gelten, und daß in Preußen nur noch mit 
den Mitteln der Gewalt regiert werden ſoll. So 
haben vor einiger Zeit ſogenannte „patriotiſche Vereine“ 
die Miniſter ermahnt, auch „den Bruch des formellen 
Rechtes“ nicht mehr zu ſchonen; das heißt ſie fordern, 
daß trotz aller Eide die Verfaſſung geradezu abgeſchafft 
werden ſoll. Ferner behaupten die beiden vornehmſten 
Blätter der Reaktion, die Kreuzzeitung und die Ber⸗ 
liner Revüe, ganz keck, daß die Abgeordneten es ſind, 
die durch ihre letzten Beſchlüſſe die Verfaſſung gebrochen 
hätten. Zwar hatten dieſe Blätter früher, wenn auch 
mit wiſſentlicher Unwahrheit, geſagt, daß das Volk ganz 
und gar nicht mit dem übereinſtimmte, was die Abge⸗ 
ordneten ſprächen und thäten. Jetzt aber paßt dieſe 
Lüge nicht mehr in ihren Kram. Jetzt ſagen ſie, das 
Volk muß dafür büßen, was die Abgeordneten gethan 
haben. Wenn die Abgeordneten, ſo will es die Kreuz⸗ 
zeitung (No. 57) ihren Leſern weiß machen, die Ver⸗ 
faſſung gebrochen haben, dann kann ſie auch von der 
Regierung nicht mehr gehalten werden. Die Regierung 
iſt dann berechtigt, ſagt die Berliner Revüe in ihrem 
Heft vom 9. März (S. 292), die ganze Verfaſſung für auf⸗ 
gehoben zu erklären. Was ſie dann zu thun habe, ſagt 


das angeblich preußiſche Blatt, das muß ſie von den 
Franzöſiſchen Gewalthabern lernen. Sie muß die 
Preußen behandeln, wie die Franzoſen von ihren 
Kaiſern behandelt worden find. Sie muß ganz ohne 
Verfaſſung und ohne bindendes Gejch, oder fie muß nach 


einer Verfaſſung regieren, die fie ſelbſt nach ihrer Bequem⸗ 


lichkeit ſich zurecht gemacht hat. Allenfalls, meint das 
Blatt, welches die Stirn hat, ſich für ein preußiſches auszu⸗ 
geben, allenfalls könnte man auch noch einen letzten Verſuch 
machen. Man könnte ja noch ein Mal Wahlen veran⸗ 
ſtalten. Sollte das Volk dann wieder eben ſolche Ab⸗ 
geordnete wählen wie bisher, dann müſſe man ihm er⸗ 
klären, daß es ein viel zu unreifes, viel zu ungebildetes 
Volk wäre, als daß man ihm noch länger ſeine jetzigen 
politiſchen Rechte laſſen könnte. Man müſſe uns dann 
unſer Recht über den Kopf nehmen und uns regieren, 
In nicht einmal die Ruſſen mehr ſich wollen regieren 
aflen. 

Das jedoch iſt von dieſem Blatte noch nicht Hohn 
genug. Nein, es verhöhnt uns ſogar noch damit, daß 
wir nicht, wie ſeine guten Freunde wünſchen, den Weg der 
Gewalt, ſondern den Weg des Rechtes gehen. Die 
Preußen, ſagen dieſe Menſchen (S. 312), haben ſo viel 
Furcht vor der Armee, die doch aus ihren eigenen 
Söhnen und Brüdern beſteht, daß man ihnen bieten 
kann, was kein anderes Volk in Europa ſich von ſeiner 
Regierung bieten läßt. „Der Konflikt“, ſagen ſie 
wörtlich, „der Konflikt hat in Preußen ſchon 
längſt diejenige Schärfe erlangt, daß in andern 
Ländern der Schlachtruf: „„Zu den Barrikaden! 
Zu den Waffen!“ ertönt wäre.“ 

Doch das iſt am Ende kein bloßer Hohn mehr, das 
iſt ſchon Raſerei. Dieſen Raſereien zu gefallen werden 
wir wahrhaftig den Boden des Rechtes und des Geſetzes 
nicht verlaſſen. Wir ſtehen feft auf demſelben, und 
hoffen, auf ihm den Kampf zu Ende zu führen, unter 
dem augenblicklich unſer Vaterland leidet. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. In der abgelaufenen Woche fehlte es nicht 
an Gerüchten kriegeriſcher Natur, ohne daß man aber im all⸗ 
emeinen denſelben viel Glauben ſchentt. Der Miniſterprä⸗ 
ſdent Graf Bismarck hat zwar in einer Antwort an einige 
ſchleswig - holſteiniſche Standesherren, welche wir unter Schles⸗ 
wig ⸗ Holftein mittheilen werden, ganz entſchieden die 
Abſichten der preußiſchen Regierung als auf eine Vereini ; 
gung der Herzogthümer mit Preußen hinausgehend, bezeichnet, 
aber man kann nicht recht daran glauben, daß eine Regierung, 
welche ſich nicht in Uebereinſtimmung weiß mit der Majorität 
des Volkes und ſeiner Vertreter, einen Kampf beginren wird, 
deſſen Dimerfionen in keiner Weiſe im Voraus zu über 


ſehen find. Um einen ſolchen Kampf mit einiger Ausficht 


auf Han führen zu können, muß eine Regierung wiſſen, 
daß das Volk mit allen ihren Beſtrebungen einverſtanden iſt, 
damit nicht im entſcheidenden Momente die Vertreter des 
Volkes der Regierung die Mittel verweigern, den begonnenen 
Kampf fortzuſetzen, weil die Ziele des Miniſteriums nicht die 
Ziele des Volkes ſind. 

Allerdings behaupten die konſervativen Blätter mit großer 
Entſchiedenheit, daß die Stimmung im Lande eine der Regie 


rung ſehr günſtige ſei, aber fie müſſen ganz beſonders begabte 
den im Lande haben, wenn dieſe wirklich ſolche 
Beobachtungen machen. 

Wenn z. B. die Kreuzzeitung meldet, daß man allenthalben 
voll Dankes ſei in Bezug auf die Unerwartete und raſche Beendigung 
der nutzlos aufregenden Verhandlungen des Landtages, fo geſtehen 
wir ganz offen, daß wir von dieſem Dankgefühl ſehr wenig 
Spuren gefunden haben. Wir glauben, auch die Kreuzzeitung 
würde in Verlegenheit ſein, wenn ſie aufgefordert würde, die 
Beweiſe dafür beizubringen, daß man allenthalben der Anficht 
ſei, welche fie fo ungenint als die Anſicht des ganzen Landes 
binftellt. So viel wir wiſſen, find allenthalben die 
Mitglieder der Mehrheit des Abgeordnetenhauſes 
von ihren Wählern mit den Beweiſen der vollſten 
Uebereinſtimmung mit ihrem Verhalten empfan- 
gen worden, und vergebens haben wir nach Nachrichten von 
einem gleichen Empfange der Mitglieder der Minorität des 
Abgeordnetenhauſes ace 5 f 5 , 

Schon dieſe einfache Beobachtung könnte genügen, um die 
Unrichtigkeit jener Behauptung nachzuweisen, aber man könnte 
das Zutreffende jener Thatſachen mit allerhand Zweifeln angrei⸗ 
fen und wir wollen daher aus unftreitbaren Thatſachen 
das Unrichtige jener Behauptung der Krenzzeitung nachweiſen. 
Wodurch wird die Regierung in dieſem Augenblick am meiſten 
genirt? Offenbar durch den Umſtand, daß ſie für die wich⸗ 
tigſten Schritte, die ſie beabſichtigt, der Zuſtimmung der 
Landesvertretung nicht ſicher iſt, und daß es ihr nicht gelingt, 
das nach Art. 99. der Verfaſſung gebotene Geſetz über den Staats⸗ 
haushalt zu Stande zu bringen. , 5 

Wäre nun jene Behauptung der Kreuzzeitung richtig, wäre 
man an allen Orten voll Dank, daß die Regierung den Ver⸗ 
bandlungen des jetzigen Landtages ein Ende gemacht habe, 
ſo würde man, das iſt wohl unbeſtreitbar, im Lande mit dem 
Verhalten der Majorität des Abgeordnetenhauſes nicht ein- 
verſtanden ſein. Daraus würde ſich ganz naturgemäß ergeben, 
daß das Volk, wenn es zu Neuwahlen käme, die Mitglier 
der der bisherigen Majorität nicht wieder wählen würde, 
ſondern daß es Leute wählen würde, welche in allen Punkten 
die Anſicht der Regierung, daß das Volk ja für ihr Ver⸗ 
fahren gegen den Landtag dankbar ſein fol, theilen. Da 

äbe es ja für die Regierung kein einfacheres Mittel, um aus 
ſhrer Verlegenheit zu kommen, als die Kammern aufzu⸗ 
[öſen, und Neuwahlen auszuſchreiben. Wenn die 
ehauptung der Kreuzzeitung richtig wäre, ſo könnte es gar 
nicht ausbleiben, daß die dann gewählte Kammer in ihrer 
übergroßen Majorität allen Vorlagen der Regierung zuſtim⸗ 
men würde. . 5 € . 

Warum greift die Regierung nicht zu dieſem 
Mittel? Die Antwort auf dieſe Frage iſt ſehr einfach. 
Tae weiß, däß em- nens roger dvetzwngug Pfurganymudenz 

ſelben Sinne ausſprechen würde, wie das jetzt beſtehende weil 
das Volk in ſeiner überwiegenden Mehrheit das Verhalten 
der Majorität des jetzt geſchloſſenen Abgeordnetenhauſes bil 
ligt. Einen beſſeren Beweis für die Unrichtigkeit jener eben 
angeführten Behauptung der Kreuzzeitung kann es nicht geben, 
als das Zaudern der egierung, zu einer Auflöſung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes zu ſchreiten. 

Das Miniſterium hat den Schifffahrts vertrag mit 
England, trotzdem derſelbe wegen des Schluſſes des Land⸗ 
tages noch nicht die Genehmigung der Erſten Kammer erhal⸗ 
ten hat, ratiſizirt und in der Geſetzſammlung publicht. Ein 
gleiches ſoll auch in Bezug auf den Handelsvertrag 
zwiſchen dem Zollverein und Italien bevorſtehen, 
welcher weder von dem Abgeordnetenhauſe, noch von dem 


Herrenhauſe berathen und genehmigt worden iſt. Wir kön⸗ 


nen nicht unterlaſſen, zu fragen, was geſchehen würde, wenn 
der dech immerhin nicht als unmöglich von der Hand zu wei⸗ 
ſende Fall eintreten ſollte, daß die Landesvertretung (gleich⸗ 
viel ob Abgeordnetenhaus oder Herrenhaus) bei ihrem neuen 
Zuſammentritt ihre Genehmigung zu dem Vertrage verſagte? 
Was würde England, was Italien, was würden die Mitkontra⸗ 
henten im Zollverein thun? Wir würden uns nicht wundern, 
wenn einem oder dem andern dieſer Staaten dieſer Gedanke 
vor dem Inslebentreten des Vertrages kommen und er ſich 
deßhalb überlegen würde, ob er nicht auf eine vorhergehende 
Genehmigung durch die Landesvertretung dringen ſoll. 

Ueber den in Köln jetzt in zweiter Inſtanz verhandelten 
Prozeß gegen Claſſen⸗Kappelmann wegen des Abgeordneten ⸗ 
feſtes, welcher, wie die Verhandlungen in erſter Inſtanz, mit 
deſſen Freiſprechung endeten, berichten wir in einem beſonde⸗ 
ren Artikel. , 

Derfchiedentlich iſt das Gerücht aufgetaucht, die Regierung 
wolle die Steinkohlengruben an der Saar ganz oder theilweiſe 
an eine franzöſiſche Geſellſchaft verpachten, und betrachtet man 
dieſe Verpachtung als den erſten Schritt zu einer Abtretun 
dieſes Gebietes an Frankreich. Dieſe Gerüchte werden tod 
offizids auf das beſtimmteſte als falſch bezeichnet. 

Schleswig⸗Holſtein. Es haben ſich 20 Mitglieder des 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Adels mit einer Adreſſe an den Mi⸗ 
niſterpräſidenten gewandt, in der fie eine Vereinigung der 
Herzogthümer mit Preußen fordern. Im Lande ſelbſt hat 
dieſe Adreſſe ſehr wenig Anklang gefunden, das Volk will 
von einer ſolchen Vereinigung nichts wiſſen, und deshalb 
müſſen auch alle dahin gehende Beſtrebungen ſcheitern, ſelbſt 
wenn es der preußiſchen Regierung gelingen ſollte, die Ein- 
willigung des öſterreichiſchen Miniſteriums zu einem ſolchen 
Schritte zu gewinnen. Die Antwort, welche der Miniſter⸗ 
präſident Hr. v. Bismarck den Unterzeichnern der Adreſſe 
ertheilt hat, iſt an den Gr. v. Reventlow gerichtet und lautet: 
„Ew. Excellenz und den Herren, welche mit Ihnen das Schrei⸗ 
ben vom 23. Januar d. J. an mich gerichtet haben, danke 
ich im Auftrage des Königs, meines Allergnädigſten Herren, 
für das Vertrauen, welches Sie Allerhöchſtdemſelben durch 
den von Ihnen gethanen Schritt bewieſen haben. Se. Ma⸗ 
jeſtät beklagt mit Ihnen, daß die Uebelſtände, welche der ge⸗ 
genwärtige Uebergangs⸗Zuſtand mit ſich bringt, durch die auf⸗ 
regende Thätigkeit einer Partei geſteigert werden, deren An⸗ 
ſprüche im Rechte nicht begründet und mit den Verträgen 
von Wien und Gaſtein nicht vereinbar ſind. Die königliche 
Regierung hat ſich bemüht, durch Verhandlungen mit der 
kaif. öſterreichiſchen den durch jene Verträge geſchaffenen 
Rechtszuſtand ſicher zu ftellen und jeder Beeinträchtigung des 
inneren Friedens der Herzogthümer, jeder Gefährdung ihrer 
Zukunft vorzubeugen. Ich hoffe, daß die Erreichung dieſes 
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Swectes der“ Weitzheit der beiden Wronatiyen geungen werde, 
in deren Hände der Wiener Friede die Entſcheidung über die 

Zukunft Schleswig- Holſteins gelegt hat. Ich habe ſchon 
früher Gelegenheit gehabt, mich öffentlich darüber auszuſpre⸗ 
chen, daß unter den verſchiedenen Formen, in welchen die 
Rechte Preußens und die Intereſſen Deutſcklands in den 
Herzogthümern gewahrt werden können, die Vereinigung 
mit der preußiſchen Monarchie die für Schleswig⸗ 
Holſtein ſelbſt vortheilhafteſte ſei. Das Anſehen, deſſen die 
Namen der Herren Unterzeichner in Ihrer Heimath genießen, 
giebt der Thatjache, daß Sie mit mir dieſe Ueberzeugung theilen, 
ein erhöhtes Gewicht, und ermuthigt die k. Regierung zu 
neuen Beſtrebungen, die Zuftimmung Oeſterreichs zu dieſer 
Löſung der ſchwebenden Frage zu gewinnen und ſo die 
preußiſchen, von der k. Regierung unter allen Umſtänden feſt⸗ 
zuhaltenden Anſprüche unter Bedingungen zu befriedigen, 


welche gleichzeitig die Widerherſtellung einheitlicher Verwaltung 
der Herzogthümer herbeiführen und ihre Wohlfahrt ebenſo 
wie ihre Sicherheit verbürgen würden. Empfangen Ew. 
Excellenz auch bei dieſer eue den erneuten Ausdruck 
meiner ausgezeichnetſten Hochachtung.“ 

Allerdings iſt bei dieſer Antwort zu berückſichtigen, daß 
man in Wien noch nicht die aer de Neigung zeigt, auf die 
preußiſchen Forderungen in dieſer Beziehung einzugehen. 

Hannover. Der König von Hannover hat einen neuen 
Orden geſtiftet. 

Heſſen⸗Kaſſel. Der Kurfürſt iſt krank, ſo daß keine 
einzige Sache ſeine Unterſchrift erlangen kann, und die Staats⸗ 
maſchine ſcheint in Kurheſſen für einige Zeit vollſtändig ſtill 
zu ſtehen. 

Oeſterreich. Wie es heißt, wollen die Ungarn auf die For⸗ 
derungen, welche der Kaiſer in ſeiner Antwort auf die Adreſſe 
geſtellt hat, nicht eingehen. Sie verlangen vor allen Dingen 
die Einſetzung eines verantwortlichen Miniſteriums, und 
dürften ſich dadurch die Unterhandlungen ſehr verzögern. 
Inzwiſchen macht ſich in den liberalen Kreiſen Deutſch⸗Oeſter⸗ 
reichs eine ſo große Neigung bemerklich, die Ungarn in ihren 
Beſtrebungen zu unterſtützen, weil man hofft, daß auch die 
Deutſchen in Oeſterreich konſtitutionelle Freiheit erlangen 
werden, wenn erſt die Freiheiten Ungarns geſichert ſiad. 
Möglich, daß ſie ſich nicht täuſchen, aber ſicherer wäre es nach 
unſerer Anficht, wenn ſie ſelbſt ſich bemühten, die ihnen 
nothwendig erſcheinenden Freiheiten ſich zu erwerben. Nur 
Freiheiten, die ein Volk ſich ſelbſt erworben hat, tragen die 
Garantie der Dauer in ſich. 

Frankreich. Die Oppoſition im geſetzgebenden Körper 
macht Fortſchritte, und auch im Volke ſelbſt wird die Stim⸗ 
mung fortwährend unzufriedener; beſonders das Landvolk, 
dieſe feſteſte Stütze des Kaiſerthumes, fängt an die Nachtheile 
zu empfinden, welcke der Landwirthſchaft dadurch erwachſen, 
daß ihr durch die Kriege Kapitalien und Arbeitskräfte ent⸗ 
zogen worden ſind. Es wird dadurch nicht unwahrſcheinlich, 
daß Napoleon in die Forderung der Räumung Mexikos wil⸗ 
ligen wird. 

England. Das Miniſterium hat endlich die fo lange 
verheißene Reformbill dem Parlamente vorgelegt. Nach 
den bis jetzt vorliegenden telegraphiſchen Mittheilungen ſind 
die Hauptbeſtimmungen derſelben folgende: Der Grafſchafts⸗ 
cenſus wird von 50 auf 14, der Städtecenſus auf 7 Pfd. 
Sterling (333 ½ Thlr, 93 ½, reſp. 46% Thlr.) reduzirt. 
Miether möblirter und unmöblirter Zimmer von 10 Pfd. 
Sterl. (66% Thlr.) jährlichen Mithswerth erhalten das 
Stimmrecht, ebenſo jeder, der zwei Jahre nach ein⸗ 
ander 50 Pfd. Sterl. (333 Thlr.) in der Sparkaſſe 
hat. Die Regierung erklärte bei der Vorlage, daß ſie dies 
nur als einen Theil weiterer Reformen betrachtet wiſſen 
wolle, indem ſie hoffe, dadurch eine ſchnellere Erledigung her⸗ 
beiführen zu können. 

Amerika. Es herrſcht im ganzen Lande eine große 
Aufregung über das Verhalten des Präſidenten, der be⸗ 
kanntlich einem zu Gunſten der freigelaſſenen Neger er⸗ 
laſſenen Geſetz ſeine Genehmigung verfagt hat. Die An- 
hänger der unterworfenen Südſtaaten ſind natürlich jetzt 
voll Lobes für den Mann, welcher ihnen die Strafe fuͤr 
ihre Empörung möglichſt leicht machen will, während 
diejenigen, die Blut und Leben in die Schanze geſchlagen 
haben, um das Joch der Sklaverei zu ſprengen, natürlich 
in keiner Weiſe mit dem Verhalten des Präſidenten einver⸗ 


ſtanden ſind. Schließlich muß, da ſowohl der Kongreß als 
auch der Präſident nur zeitweiſe gewählt ſind, die Volks⸗ 
ſtimme die Entſcheidung abgeben. 


Ein Wort über Wetten. 


In den fünfziger Jahren wurde im engliſchen Parlament 
der Miniſter Gladſtone ſehr heftig angegriffen, weil es be⸗ 
kannt geworden war, daß ein Sekretär von ihm den Turf 
beſuche. Turf nennen die Engländer eigentlich die Rennbahn, 
im weiteren Sinne aber verſteht man unter Turf einen Ort, 
an welchem hohe Wetten gemacht werden. Der Unwille da⸗ 
rüber, daß ein dem Miniſter ſo nahe ſtehender Mann den 
Turf beſuche, war ſehr groß bei allen Parteien das Parla⸗ 
ments, und es gelang dem allbeliebten Miniſter Lord Pal- 
merſton nur mit großer Mühe denſelben zu beſchwichtigen. 
Er führte aus, daß der Beſchuldigte nichts weiter als Privat- 
ſekretär des Herrn Gladſtone und noch ein ganz junger Mann 
wäre und daß es gewiß wenige Engländer gäbe, welche in 
ihrer Jugend nicht den Turf beſucht hätten. Wohl nur 
durch die letztere ſehr witzig 1 Bemerkung gelang 
es das Parlament zu bewegen, die Sache fallen zu laſſen. 
In den Zeitungen wurde Herr Gladſtone noch lange Jahre 
hindurch deshalb angegriffen. Dies geſchah in England, 
dem wettluſtigſten Lande der Welt. Was würde dort 
wohl erfolgt ſein, wenn nicht ein Privatſekretär, 
ſondern ein Miniſter ſelbſt vor verſammeltem 
Parlamente eine Wette ausgeboten hätte? 

Auch nur Aehnliches iſt in England niemals, wohl 
aber vor kurzer Zeit im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe geſchehen. 

Der Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg erklärte 
am 16. Februar 1866 in der zehnten Sitzung des Abge⸗ 
ordnetenhauſes: „es ſei hundert gegen eins zu wetten, 
daß das Appellgericht zu Köln den Rheinſtrom für eine 
öffentliche Straße erklären und den Stadtrath Claſſen⸗ 
Kappelmann wegen der von ihm Ar Ehren der einge- 
ladenen Abgeordneten auf dem Rhein veranſtalteten 
Feſtfahrt verurtheilen werde.“ 

Natürlich fand es kein einziges Mitglied des Abgeordne⸗ 
tenhauſes der Würde des Hauſes entſprechend, die Wette an⸗ 
zunehmen. Wäre es geſchehen, ſo hätte der Miniſter des 
Innern die Wette mit Glanz verloren, denn das Appel⸗ 

ericht zu Köln hat Herrn Stadtrath Claſſen⸗ 

Cappelmann freigeſprochen, weil es der Ausfüh⸗ 
rung des erſten Richters, daß der Rhein keine 
öffentliche Straße wäre, lediglich beitrat. 

Man wird dieſes Ereigniß gewiß nicht als einen Sieg 
des Miniſteriums darzustellen vermögen; aber der Miniſter 
des Innern hat ſich doch Glück zu wünſchen, daß die ihm 
entgegenſtehende große Mehrheit des Abgeordnetenhauſes aus 
lauter ſo ſolide bur erlich geſinnten Männern beſteht, die 
es verſchmähen auf ſolche ritterliche Dinge, wie Wetten ſind, 
einzugehen. Es giebt darunter Männer, welche nicht blos 
hunderte, ſondern tanfenbe von Thalern an die gute Sache 
bereits gewendet haben und noch zu wenden bereit find. 
Hätte auch nur einer dieſer Abgeordneten eine 
Wette über den Ausfall des bevorſtehenden 
Spruches des Kölner Appellhofes für eine gute 
Sache zu halten vermocht und daher das Angebot 
des Miniſters von hundert gegen eins angenom- 
men, ſo dürfte kaum ein Jahresgehalt deſſelben hinge⸗ 
reicht haben, die verlorene Wette zu bezahlen. 
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